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i m  L h o r h l i c k  

Der Landtag behandelte gestern 
vormittag die ersten fünf Traktan­
den der auf insgesamt 27 Tagesord­
nungspunkte angewachsenen Trak­
tandenliste. Als letztes Geschäft 
wird der Landtag heute Donnerstag 
die Bestellung einer parlamentari­
schen Untersuchungskommission in 
Sachen Staatsgerichtshof vorneh­
men. Nachstehend die Beschlüsse 
des Landtags in Kurzform. 

Landwirtschaftszone 
Am Anfang der Landtagssitzung 

gab Regierungschef-Stellvertreter 
Dr. Herbert Wille eine Erklärung 
zur Vorlage über die landesweite 
Landwirtschaftszone ab und zog an­
schliessend die Vorlage zurück. In  
Übereinstimmung mit einem 
Schreiben von Vorstehern soll die 
Vorlage in der abgeänderten Form 
nochmals mit den Gemeindevertre-
tern diskutiert werden. Das Trak­
tanduni wird im kommenden Früh­
jahr auf der Tagesordnung des 
Landtags stehen. 

Höhere Blindenbeihilfe 
Mit 24 Stimmen verabschiedete 

der Landtag das Gesetz über erhöh­
te Blindenbeihilfen. Nach Erhö­
hung der Ansätze werden Vollblin­
de ab 1. Januar 1990 eine Beihilfe 
von 440 Fr.,  praktisch Blinde von 
330 Fr. und hochgradig Sehschwa­
che von 220 Fr. erhalten. 

Stellenplan genehmigt 
Mit ebenfalls 24 Stimmen sprach 

sich der Landtag für den Stellenplan 
der Regierung aus und genehmigte 
die Anstellung von 12,5 Stelleninha­
bern. 

Baukostenbeitrag 
Der  Ausrichtung eines Bauko­

stenbeitrags in Höhe von 100 000 
Fr. an die Stiftung für Taubblinde in 
Langnau am Albis zur Platzsiche­
rung wurde einstimmig die Zustim­
mung erteilt. 

Nachtragskredite 1989 
Nach längerer Diskussion über 

einzelne Posten und die generelle 
Problematik von Nachtragskrediten 
genehmigte der Landtag den zwei­
ten summarischen Nachtrag zum 
Haushalt 1989, der  in 43 verschiede­
nen Kreditpositionen ein Kreditvo­
lumen von 5,9 Mio. Fr. umfasst. 

Voranschlag für 1990 
A m  Nachmittag nahm der Land­

tag die Beratung des Budgets 1990 
in Angriff, das in der  Gesamtrech­
nung nur einen kleinen Fehlbetrag 
vorsieht. Allerdings müssen zum 
Ausgleich des Budgets erhebliche 
Mittel in Höhe von 24,6 Mio. Fr .  
aus den Reserven eingesetzt wer­
den. Nach der Verabschiedung des 
Budgets 1990 wird der Landtag den 
Finanzplan 1990 bis 1994 zur Kennt­
nis nehmen. 

Vorlage wurde zurückgezogen 
Erneute Diskussion über Landwirtschaftszone mit Gemeinden 

(G.M.) - Bevor der Landtag gestern 
vormittag auf die Tagesordnung eintrat, 
gab Regierungschef-Stellvertreter Dr. 
Herbert Wille eine Erklärung zur Vorla­
ge über die Schaffung einer landesweiten 
Landwirtschaftszone ab und zog an­
schliessend die Vorlage zurück. Nach 
nochmaliger Diskussion mit den Gemein­
den soll die Gesetzesvorlage im kommen­
den Frühjahr wieder auf dem Tisch des 
Landtags liegen. 

Regierungschef-Stellvertreter Dr. Her­
bert Wille verlas einen Brief des Ruggel-
ler Vorstehers Anton Hoop, der in sei­
nem Namen und im Auftrag anderer Vor­
steher die Verabschiedung des Gesetzes 
über die Schaffung einer landesweiten 
Landwirtschaftszone als verfrüht bezeich­
nete. Allerdings gaben die Vorsteher zu 
verstehen, dass sie damit keine grund­
sätzliche Ablehnung der Vorlage doku­
mentieren wollten. Josef Biedermann 
(FBP), der.schon vor rund zehn Jahren 
Unterzeichner eines Postulates zum 
Schutz des landwirtschaftlichen Bodens 
war, zeigte sich über die Haltung der 
Vorsteher enttäuscht und erklärte, die 
Dringlichkeit für die Verabschiedung die­
ser wichtigen Vorlage sei durchaus ge­
geben. 

Der VU-Abgeordnete Dr. Walter 
Oehry, der als früheres Mitglied der Re­
gierung und verantwortlicher Ressortchef 
für die Landwirtschaft das seinerzeitige 
Postulat während Jahren in seiner Schub­
lade verkümmern Hess und dann dem 
Landtag die Unmöglichkeit zur Schaffung 

, einer Landwirtschaftszone mitteilte, fühl-
j t e  sich bemüssigt, von «später Rehabilita-
! tion» zu sprechen. D a  er aber offensicht­
l i c h  erneut die Problematik nicht ganz 

erfasst hatte, wurde er von Regierungs­
chef-Stellvertreter Dr. Herbert Wille kor­
rigiert. Die Regierung schreibe in dieser 
Gesetzesvorlage nur eine Landwirt­
schaftszone vor, während die Gemeinden 
selbst entscheiden könnten, welche Ge­
biete sie in diese Landwirtschaftszone 
einbringen würden, womit die Gemein­
deautonomie gewahrt bleibe. 

Vorher hatte Regierungschef-Stellver­
treter Dr. Herbert Wille schon ausge­
führt, dass die Gemeinden für ihre Auf­
gabe offensichtlich noch Zeit gebrauch­
ten, die er ihnen zur Bereitstellung der 
Landwirtschaftszone einräumen möchte. 
Im Unterschied zu einer Behauptung im 
Brief des Ruggeller Vorstehers, die Ge­
meinden seien kürzlich über die Vorstel­
lungen der Regierung informiert worden, 
betonte Wille, dass Gespräche schon vor . 
der Ausarbeitung der Gesetzesvorlage. 
stattgefunden hätten. Allerdings hät ten.  
nicht alle Gemeindevertreter vom Ange- • 
bot des Ressorts Landwirtschaft gleicher-
massen Gebrauch gemacht, sich einge­
hend über die Problematik der Landwirt­
schaftszone zu informieren. 

Auch nach der Änderung der ur­
sprünglichen Vorlage ist nach den Wor­
ten von Regierungschef-Stellvertreter 
Dr. Herbert Wille nochmals mit den Ge­
meinden gesprochen worden, wobei sich 
die meisten Gemeinden grundsätzlich 
einverstanden erklärt hätten. 

Auf wenig Resonanz stiess im Landtag 
das Votum des FBP-Abgeordneten Josef 
Biedermann, der eine Verbindung zwi­
schen UNO-Beitritt und Landwirtschafts­
zone herstellte. Auf der einen Seite ein 
aussenpolitischer Schwerpunkt, ander­
seits eine Vorlage, die entscheidend für 
die Zukunft unseres Landes sei. 

Eintreten auf das Budget 1990 
Finanzpolitische Kurskorrektur der Regierung 

(G. M.) - «In der angeführten finanzpolitischen Kurskorrektur der Regierung 
sehen wir einen Schritt in die richtige Richtung. Es ist allerdings streng darauf zu 
achten, dass die getroffenen Zielsetzungen nicht durch Budgetüberschreitungen 
und Nachtragskredite unterlaufen werden.» Mit diesen Worten würdigte FBP-
Fraktionssprecher Dr. Alois Ospelt die Bemühungen der Regierung, aufgrund 
der letztjährigen Budgetdebatte eine zukunftsgerichtete Finanzpolitik zu betrei­
ben. Der Landtag nahm gestern nachmittag die Debatte über das Budget 1990 
auf, in der weitgehende Ubereinstimmung festgestellt werden konnte. 

Bevor sich die Abgeordneten mit 
dem Budget 1990 beschäftigen konn­
ten, gab Regierungschef Hans Brun­
hart eine längere Erklärung zu den fi­
nanzpolitischen Zielsetzungen allge­
mein und speziell für das kommende 
Rechnungsjahr ab. E r  unterstrich den 
hohen Deckungsgrad des Voranschlags 
und betonte die gute Finanzlage im lau­
fenden Jahr, die eine ausgeglichene 
Rechnung erwarten lasse. Nach seinen 
Aussagen ist die Finanzlage unseres 
Landes gut, doch bedürfe sie der  dau­
ernden Pflege. 

Das Ziel der Finanzpolitik stelle 
nach wie vor die Aeufnung der Reser­
ven dar, bemerkte er, ohne jedoch spe­
ziell darauf hinzuweisen, dass auch 
1990 erneut ein Abbau von Reserve­
mitteln vorgesehen ist. Ferner wies e r  
darauf hin, wie das auch aus der Inter­
pellationsbeantwortung über die ge­
bundenen und nichtgebundenen Mittel 

' zum Ausdruck kommt, dass der finanz­
politische Spielraum nicht gerade gross 
sei. 

Eine solide Finanzpolitik forderte 
der VU-Abgeordnete Patrick Hilty für 
die Zukunft, nachdem er die bisherigen 

Zielsetzungen als erreicht betrachtet 
hatte. Auch der  VU-Abgeordnete Os­
wald Kranz gelangte zu einem Lob der 
Finanzpolitik durch die Regierung und 
meinte, die «finanzpolitische Polemik» 
des letzten Jahres sei fehl am Platze 
gewesen. 

Etwas gedämpfter betrachtete FBP-
Fraktionssprecher Dr. Alois Ospelt die 
Finanzsituation, vor allem mit Blick auf 
die Zukunft. E r  unterstrich, dass die 
finanzpolitische Kurskorrektur der.Re-
gierung einen Schritt in die richtige 
Richtung darstelle. Die FBP habe 
schon im letzten Jahr von der Regie­
rung Vorschläge zu Einsparungen ge­
fordert, Pläne und Strategien für die 
künftige Finanzpolitik, nicht einfach 
die Fortschreibung des bisherigen Fi­
nanzgebahrens. Eine gesicherte und so­
lide Finanzpolitik ist nach seinen Wor­
ten eine zentrale Staatsaufgabe. Es  sei 
danach zu trachten, den Ertrag und den 
Aufwand auf die Dauer im Gleichge­
wicht zu halten und - wie es im Finanz­
haushaltsgesetz heisst - allfällige Schul­
den zurückzubilden. 

Die FBP-Fraktionserklärung finden 
Sie auf Seite 3 der heutigen Ausgabe. 

Unbehagen über das Wachstum der Landesverwaltung 
Kritische Stimmen im Landtag zum Stellenplan 1989/90 der Regierung -12,5 neue Stellen genehmigt 

(mö) - Der Landtag hat gestern den 
SteUenplan 1989/90 der Regierang und 
die damit verbundene Schaßung von 12,5 
neuen Stellen für die Landesverwaltung 
mit 24 Stimmen genehmigt, gleichzeitig 
aber auch in mehreren Voten seinem Un­
behagen über das stete Anwachsen des 
Personalbestandes Ausdruck verliehen. 
Mit dem gestrigen Beschluss des Landta­
ges erhöht sich die Zahl der ständigen 
Stellen bei der Regierung, der Landes­
verwaltung und den Gerichten auf 420. 

Als erster Redner äusserte der VU-
Abgeordnete Alfons Schädler gewisse 
Vorbehalte zum neuen Stellenplan. Die 
überdurchschnittliche Zunahme von Stel­
len in der  Landesverwaltung könne, so 
bemerkte er, nicht jährlich so weiterge­
hen. 

Unter dem Hinweis auf Rationalisie-
rungsmassnahmen in der Privatwirtschaft 
fragte sich die FBP-Abgeordnete Emma 
Eigenmann, ob es nicht auch bei der Lan­
desverwaltung mehr Möglichkeiten zur 
Personaleinsparung gäbe, zumal allge­
mein bekannt sei, dass verschiedene 
Amtsstellen überbesetzt, andere hinge­
gen unterdotiert seien. Es  sei zu hoffen, 
dass das neue Beamtenrecht hier bald 
eine wesentliche Verbesserung und die 
notwendige Flexibilität bringen werde. 

Etnfluss auf die Lohnpolitik 
Für 1990 sind laut Emma Eigenmann 

66,2 Mio. Franken an Personalkosten 
vorgesehen. Dies entspreche beinahe 
dem budgetierten Ertrag von 67 Mio. 
Franken aus der besonderen Gesell­
schaftssteuer. Der  Erlass eines Lohn­
bzw. Besoldungsgesetzes erschien ihr in 
diesem Zusammenhang als vordringlich, 
damit der Landtag wieder in verstärktem 
iMasse Einfluss auf die Lohnpolitik der 
Regierung nehmen könne. Beschlüsse 
über Reallohnerhöhungen sollten ihrer 
Ansicht nach durch den Landtag gefasst 
werden. Eine Steuerung allein über den 
Voranschlag bzw. das Budget sei zu 
schwach. 

Mehr Flexibilität wünschenswert 
Auch der FBP-Abgeordnete Josef Bü­

chel vertrat die Meinung, dass mit etwas 
mehr organisatorischer Flexibilität mehr 
zu erreichen wäre. Zudem stelle sich für 
ihn die Frage, o b  bei der gegenwärtigen 
Arbeitsmarktlage die Stellen auch befrie­
digend besetzt werden können, d. h. die 
Bewerber das nötige Anforderungsprofil 
aufweisen würden, denn eine nicht opti­
mal besetzte Stelle rufe bald nach weite­
ren Anstellungen. Kritik übte der  Abge­
ordnete daran, dass der Landtag über die 
finanziellen Auswirkungen der 12,5 neu­
en Stellen von der Regierung nicht in 
Kenntnis gesetzt worden sei. 

Volle Aufmerksamkeit für EDV 
In ihrem Bericht über den Bestand und 

Bedarf an Stellen geht die Regierung 
auch kurz auf den Stand und die weitere 
Entwicklung der  Informatik in der  Lan­
desverwaltung ein. Mit der vom Landtag 
genehmigten Stelle verfügt die EDV-Ab­
teilung beim A m t  für Personal und Orga­
nisation nun über  3,5 Stellen. Nach Mei­
nung des FBP-Abgeordneten Johann 
Kindle müsse die Regierung dieser Ent­
wicklung ihre volle Aufmerksamkeit 
schenken, denn gerade diese Stellen im 

EDV-Bereich würden bei entsprechen­
dem Einsatz der modernen Informatiklö­
sungen mithelfen, Personal in weit grös­
serem Masse in anderen Bereichen einzu­
sparen und die Dienstleistung gegenüber 
den Bürgern wesentlich zu verbessern. In 
seinen grundsätzlichen Ausführungen zur 
EDV-Entwicklung in der  Landesverwal­
tung sprach sich Johann Kindle dafür aus, 
das von der Regierung genehmigte Infor­
matik-Leitbild und dessen laufende An­
passung von einer neutralen Stelle prüfen 
zu lassen, wie dies auch von der Ge­
schäftsprüfungskommission gefordert 
worden sei. Auch im Bereich der Schu­
lung und Weiterbetreuung der PC-Benut­
zer sei noch einiges nachzuholen, denn 
mit der  Einführung eines neuen Systems 
sei nur  der Anfang gemacht, die Fortbil­
dung aber trage dann effektiv die ge­
wünschten Früchte. 

Der FBP-Abgeordnete Dr. Ernst 
Walch verband schliesslich mit der neuge­
schaffenen Stelle beim Rechtsdienst die 
Hoffnung auf eine baldige Publikation 
einer systematischen Sammlung des liech­

tensteinischen Rechts. 
(Näheres zur Stellenplan-Debatte im 

Landtag lesen Sie in einer der kommenden 
Ausgaben). 

Nationalbank zieht Notbremse 
Lombardsatz erhöht — Diskontsatz vorerst unverändert 

Zürich (AP) Die Schweizerische Natio­
nalbank (SNB) hat die Notbremse gegen 
den überschiessenden D-Mark-Kurs ge­
zogen. 

Mit Wirkung von heute Donners­
tag verdoppelt die Notenbank den Ab­
stand zwischen Lombardzinssatz und 
'kurzfristigen Geldmarktzinsen von einem 
auf zwei Prozentpunkte. Damit will die 
Notenbank ein Signal setzen, dass ihre 
Geldpolitik weiterhin sehr restriktiv 
bleibt und dass sie sich gegen eine unver­
hältnismässige Abwertung des Schweizer 
Frankens zur Wehr setzen will. 

Die a m  Mittwoch vormittag in einer 
kurzen Pressemitteilung angekündigte 
Massnahme drückte den Kurs der  D-
Mark am Zürcher Devisenmarkt sofort 
um einen Rappen von 91,20 auf 90,20 
Rappen. De r  Entscheid der National­
bank ist insofern brisant, als die von den 
Banken seit Wochen diskutierte dritte 
Erhöhung der Zinssätze für bestehende 
Hypotheken damit" wieder an  Aktualität 
gewinnen könnte. 

Das Nationalbank-Direktorium fasste 
seinen Entscheid am Mittwoch vormittag 
nach Konsultation des Bankausschusses 

Untersuchungskommission 
wird heute bestellt 

Zu Beginn d e r  Landtagssitzung bean­
tragte VU-Fraktionssprecher Reinhard 
Walser im Auftrag beider Fraktionen im 
Landtag einen Zusatz zur Tagesordnung. 

Die beiden Fraktionen hatten sich geei­
nigt, gemeinsam einen Antrag zur Bestel­
lung einer parlamentarischen Untersu­
chungskommission zu bestellen. Heute  
Donnerstag, am Schluss der  Landtagssit­
zung, wird die Bestellung dieser Untersu­
chungskommission, die von der FBP-
Fraktion schon vor einem Jahr  gefordert 
und von der VU-Fraktion mit ihrer Stim­
menmehrheit abgelehnt worden war, vor­
genommen. 

Die Untersuchungskommission soll 
insbesondere die vier Fragen abklären, 
die von der  FBP-Fraktion im Zusammen­
hang mit dem umstrittenen Bericht des 
Staatsgerichtshofpräsidenten gestellt 
worden waren. 

Die Zukunft an Ihrem Handgelenk. 

Rado DIaStar Anatom, wasserdicht, kratz­
festes Keramikband und Saphirglas, 
Fr. 150Ö.— für Damen, Fr. 1600.— für Herren. 
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